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Geplatzte Sondierungen

Kohleausstieg: Strittig und doch nicht entscheidend
politik

20.11.2017 - 16:28

Am Streit um die Energiepolitik machen die Parteien das Scheitern der "Jamaika"-Sondierungen nicht fest. (Foto: Railwayfx/Fotolia)

Berlin (energate) - Die Sondierungen für ein Schwarz-Gelb-Grünes Regierungsbündnis zwischen Union, FDP und Grünen sind
nach dem Ausstieg der FDP gescheitert. An Klima- und Energiefragen soll es in den finalen Gesprächen nicht gelegen haben,
hieß es aus Sondierungskreisen. Zwar gab es beim Kohleausstieg bis zum Schluss der vierwöchigen Sondierungsphase keine

Einigung. Dies wurde von den Unterhändlern aber wohl als "nicht entscheidend" eingestuft. Dazu passen Äußerungen von Henner

Schmidt (FDP) und Oliver Krischer (Grüne) auf der Jahrestagung der Deutschen Energieagentur (Dena) am Montag in Berlin. Beide

erklärten, dass die Energiepolitik die Verhandlungen nicht habe platzen lassen. "Wir waren auf einem guten Weg - auch beim

schwierigen Thema Energie und Klima", sagte Krischer. Umso erstaunlich sei es, "dass die FDP ohne inhaltliche Begründung die

Sondierungen abgebrochen hat". Auch CSU-Chef Horst Seehofer erklärte, es habe "in allen Bereichen schon Verständigung erreicht",

wobei er die Klima- und Energiepolitik nicht ausklammerte. Ein präsentabler Entwurf, um damit Koalitionsverhandlungen zu starten, sei

"zum Greifen nahe" gewesen.
 

 

CO2-Senkungspfad statt Kohleausstieg
 

 

Das Kapitel zur Energie- und Klimapolitik, auf das sich die Sondierungsparteien am letzten Verhandlungstag einigen konnte und das

energate vorliegt, zeigt tatsächlich Fortschritte, wenn auch nicht in allen Punkten. Bis zuletzt gab es auf dem Papier keine Einigung bei

den Kohlekapazitäten, die augenblicklich aus dem Markt gehen sollen. Stattdessen hatten die Parteien aber einen Absatz zu einem
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"CO2-Senkungspfad 2030" formuliert, der etwa für die Stromerzeugung einen "verbindlichen Senkungspfad für die deutschen

Kapazitäten der Kohlekraftwerke" vorsieht. Bei der EEG-Reform waren Grüne und FDP von ihren Extremforderungen - Abschaffung des

Zubaudeckels auf der einen, Abschaffung des EEG für Neuanlagen auf der anderen Seite - abgerückt. Der gemeinsame Kompromiss

sah eine Reform der Ausschreibungen vor, die auch die Umsetzung der Projekte und deren regionale Verteilung sicherstellen sollte.

Geeinigt hatte man sich außerdem auf einen Abbau der Hindernisse bei der Eigenstromnutzung sowie einer "am CO2-Gehalt orientierte

Reform der Energiebesteuerung". 
 

 

"Stillstand können wir uns nicht erlauben"
 

 

Die Energiewirtschaft beklagt indes die Unsicherheit, die mit dem Abbruch der Sondierungsgespräche verbunden ist. "Die Unternehmen

der Energiebranche brauchen nun vor allem eins: schnell klare Signale, wie es in der Bundespolitik weitergeht", sagte BNE-

Geschäftsführer Robert Busch. "Stillstand können wir uns angesichts großer Vorhaben wie der Energiewende, der Digitalisierung und

des Klimaschutzes nicht erlauben", so Busch weiter. In einem gemeinsamen Statement beklagen auch die Verbände der

Erneuerbarenbranche das Scheitern von Jamaika. "Die Energiewirtschaft kann angesichts der Korrekturbedürftigkeit innerhalb des

angelaufenen Ausschreibungssystems, der dringend notwendigen Korrektur beim Eigenverbrauch und der übrigen großen

Herausforderungen nicht monatelang auf eine handlungsfähige Regierung warten", hieß es. Die Kompromisslinien der Verhandlungen

seien gut erkennbar gewesen. "Sie haben uns nicht in jedem Punkt überzeugt, hätten aber eine erfolgreiche Energiewende und einen

kräftigen Schub für die notwendige Sektorenkopplung zu Mobilität, Wärme und Industrie ermöglicht." /pa
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